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EINFÜHRUNG //

BGH, Urteil vom 14. September 2018, V ZR 12/17, sogenanntes „BVVG-Urteil“

▪ Kein Zahlungsanspruch bzw. Rückkaufsrecht der BVVG bei Überlassung von nach dem Ausgleichsleistungsgesetz verbilligt 

verkauften landwirtschaftlichen Flächen zum Aufstellen von Windkrafträdern an einen Windenergiebetreiber (Überschrift 

Pressemitteilung des BGH Nr. 152/18 vom 14.09.2018)

▪ Feststellung, dass bestimmte Klauseln in einem zwischen der BVVG und einem Käufer im Rahmen des 

Ausgleichsleistungsgesetzes (AusglLeistG) und der Flächenerwerbsverordnung (FlErwV) geschlossenen 

Grundstückskaufvertrag über landwirtschaftliche Flächen gegen AGB-Recht verstoßen und somit unwirksam sind.

▪ Hiernach zahlreiche Rückzahlungsklagen gegen BVVG hinsichtlich der Beträge, die auf der Grundlage der sogenannten 

„Mehrerlösabführungsklausel“ (Abschöpfung eines wesentlichen Teils der Wertsteigerung der Fläche im Zuge etwaiger 

windenergetischer Nutzung) gezahlt worden waren, deren Unwirksamkeit vom BGH festgestellt worden ist.
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KAMMERGERICHT BERLIN, URTEIL VOM 26. Januar 2022,          
25 U 51/21 //

2. Vorinstanz: Landgericht Berlin, Urteil vom 16. April 2021, 31 O 20/21

▪ „Die Beklagte kann die Erfüllung eines etwa bestehenden Anspruchs aufgrund der durch sie erhobenen Einrede der Verjährung 

nach § 214 BGB verweigern. Insofern kann das Bestehen des Klageanspruchs dahinstehen, weil ein solcher etwaiger Anspruch 

verjährt und damit nicht mehr durchsetzbar wäre.“

▪ Verjährungsfrist zehn Jahre gemäß § 196 BGB (Verjährungsfrist bei Rechten an einem Grundstück) oder drei Jahre gemäß § 195 BGB 

(Regelmäßige Verjährungsfrist)

▪ § 199 Abs. 1 BGB (Beginn der regelmäßigen Verjährungsfrist)

▪ (1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, soweit nicht ein anderer Verjährungsbeginn bestimmt ist, mit dem Schluss des 

Jahres, in dem

▪ 1. der Anspruch entstanden ist und

▪ 2. der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne 

grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

▪ Nach Auffassung des Landgerichts Berlin lagen Voraussetzungen des § 199 Abs. 1 BGB bereits im Jahr 2015 vor.
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3. Kammergericht Berlin, Urteil vom 26. Januar 2022, 25 U 51/21

▪ Der 25. Zivilsenat bejahte, dass der von der Klägerin geltend gemachte Anspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. BGB auf 

Rückzahlung der in Erfüllung des Gestattungsvertrags gezahlten Entschädigung besteht.  

▪ Die Zahlung des Entschädigungsbetrages erfolgte ohne Rechtsgrund.
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▪ Unwirksamkeit der im Gestattungsvertrag getroffenen Vergütungsabsprache lasse sich jedoch nicht unmittelbar aus der 

nach dem Urteil des BGH vom 14. September 2018 (V ZR 12/17) bestehenden Unwirksamkeit der in § 10 Ziffer 5 des 

Grundstückskaufvertrages enthaltenen Klausel ableiten.

▪ § 139 BGB (Teilnichtigkeit) greife nicht ein, da es sich bei dem Grundstückskaufvertrag und dem Gestattungsvertrag um kein 

einheitliches Rechtsgeschäft handle.

▪ § 10 Abs. 5 des Kaufvertrages sei auch nicht der Rechtsgrund der von der Beklagten zurückgeforderten Leistung.

▪ Rechtsgrund sei vielmehr (ausschließlich) die im Gestattungsvertrag getroffene Vergütungsabsprache.

▪ Unwirksamkeit des § 10 Abs. 5 des Grundstückskaufvertrages begründe auch keinen Fall des Fehlens einer 

Geschäftsgrundlage im Sinne des § 313 Abs. 2 BGB.
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▪ Die im Gestattungsvertrag getroffene Vergütungsabsprache sei allerdings unabhängig vom Grundstückskaufvertrag als 

unwirksam anzusehen.

▪ Die Unwirksamkeit folge aus § 307 Abs. 1 , Abs. 2 Nr. 1 BGB bzw. dem in Art. 20 Abs. 3 GG verankerten Grundsatz der 

Gesetzmäßigkeit der Verwaltung.

▪ Begründung:

▪ Beklagte hat sich im Gestattungsvertrag eine Vergütung versprechen lassen, auf die sie nach den gesetzlichen Vorgaben des 

AusglLeistG und der FlErwV keinen Anspruch hat.

▪ Bei der Regelung im Gestattungsvertrag handele es sich um eine Allgemeine Geschäftsbedingung, die die Beklagte stellte.

▪ Zwar unterliege nicht die Höhe einer Vergütung (Äquivalenzverhältnis zwischen vereinbarter Leistung und Gegenleistung) 

einer Kontrolle nach § 307 BGB, wohl aber die Frage, ob überhaupt eine Vergütung verlangt werden darf. 

▪ Weicht sie von Rechtsvorschriften ab, ist die Klausel der Inhaltskontrolle zugänglich.
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▪ Vergütungsregelung im Gestattungsvertrag verstößt gegen § 12 Abs. 3 FlErwV.

„In dem Vertrag soll zur Ergänzung des Veräußerungsverbots nach § 3 Abs. 10 des Ausgleichsleistungsgesetzes und für 

dessen Dauer ferner vereinbart werden, daß auch jede andere Verfügung nur zulässig ist, wenn ihr zugestimmt worden 

ist. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Zweckbindung nicht gefährdet ist.“

▪ Die durch das Ausgleichsleistungsgesetz geregelte Privatisierung ehemals volkseigener land- und forstwirtschaftlicher 

Flächen stellt eine öffentliche Aufgabe dar, die von der Beklagten in Form des sogenannten Verwaltungsprivatrechts 

wahrgenommen wird.

▪ Wenn eine Verfügung die Zweckbindung nicht gefährdet, darf Beklagte ihre Zustimmung nicht von Bedingungen, 

insbesondere nicht von Zahlungen oder von der Abführung von Entschädigungsleistungen abhängig machen. 
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▪ Vorliegend ging es zwar nicht um einen der Umsetzung der Erwerbsmöglichkeit nach § 3 AusglLeistG dienenden 

Kaufvertrag, sondern um die Gestattung der Nutzung entsprechend verkaufter Flächen durch den Rotor einer WEA und als 

Abstandsflächen zwischen solchen Anlagen sowie die Zustimmung zur Bestellung entsprechender beschränkt persönlicher 

Dienstbarkeiten zugunsten der Klägerin.

▪ Der Anwendungsbereich des Verwaltungsprivatrechts ist aber weit zu fassen.

▪ Entscheidend ist, ob die in Frage stehende Tätigkeit von der Sache her eine öffentliche Aufgabe darstellt.

▪ Diese Voraussetzungen lagen nach Auffassung des 25. Zivilsenats vor.

▪ Die in Umsetzung von § 12 Abs. 3 FlErwV im Grundstückskaufvertrag vorgesehene Zustimmung, die der Beklagten vergütet 

worden ist, dient der Sicherung der Zweckbindung der nach dem AusglLeistG verkauften Fläche.

KAMMERGERICHT BERLIN, URTEIL VOM 26. Januar 2022,          
25 U 51/21 //
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▪ Nach § 12 Abs. 3 Satz 2 FlErwV ist die Beklagte verpflichtet, ihre Zustimmung nach § 12 Abs. 3 Satz 1 FlErwV zu erteilen, wenn 

die Zweckbindung nicht gefährdet ist.

▪ In diesem Fall darf sie ihre Zustimmung auch nicht von Bedingungen und insbesondere nicht von Zahlungen oder von der 

Abführung von Entschädigungsleistungen abhängig machen (BGH, Urteil vom 14.09.2018, V ZR 12/17).

„Daraus ergibt sich, dass die im Gestattungsvertrag geregelte Pflicht der Klägerin zur Zahlung eines Entschädigungs-

betrages gegen § 12 Abs. 3 Satz 2 FlErwV verstößt, wenn die Einräumung eines Rotorrechts über die nach § 3 AusglLeistG 

erworbene Fläche und deren Nutzung als Abstandsfläche zwischen Windenergieanlagen die Zweckbindung der Fläche 

im Hinblick auf eine land- oder forstwirtschaftliche Nutzung nicht gefährden“.

▪ Nach Auffassung des BGH stellt die Errichtung und der Betrieb von WEA eine Gefährdung in diesem Sinne nicht dar, da sie 

die landwirtschaftliche Nutzung der erworbenen Fläche im Grundsatz unberührt lässt (BGH, Urteil vom 14.09.2018, V ZR 12/17).
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„Das muss vor allem für den vorliegenden Fall gelten, in dem es nur um die Begründung eines Rotorrechts über der zur 

landwirtschaftlichen Nutzung erworbenen Fläche und von Abstandsflächen zwischen Windenergieanlagen geht.“ 

▪ Nach Auffassung des 25. Zivilsenats gelte (ausdrücklich entgegen dem Urteil des Landgerichts Berlin vom 6. Oktober 2020,   

3 O 162/20) die dreijährige Regelverjährung gemäß § 195 BGB und nicht die in § 196 BGB bestimmte zehnjährige 

Verjährungsfrist.

▪ Zudem lagen die Voraussetzungen des § 199 Abs. 1 BGB  angeblich bereits im Jahr 2015 vor, so dass nach der 

Rechtsauffassung des 25. Zivilsenats die gemäß § 199 Abs. 1 BGB bereits mit Schluss des Jahres 2015 begonnene dreijährige 

Verjährungsfrist am 1. Januar 2019 abgelaufen gewesen sei.
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▪ Dies ist umso bemerkenswerter und nicht ansatzweise überzeugend, als der Senat im Rahmen seiner Urteilsbegründung selbst 

wiederholt 

▪ das maßgebliche Urteil des BGH vom 14. September 2018, V ZR 12/17, unmittelbar und mittelbar zur Begründung seiner  

Entscheidung rekrutiert; 

▪ nach der Rechtsprechung und dem Schrifttum bei einer „unübersichtlichen oder zweifelhaften Rechtslage“ der Zeitpunkt des 

Verjährungsbeginns entsprechend verschoben wird;

▪ die Klägerin insofern jedoch gleichwohl auf das Jahr 2015 verweist, mithin bereits auf dasselbe Jahr, in dem der 

Gestattungsvertrag mit der rechtswidrigen Entschädigungsregelung mit der Beklagten geschlossen worden ist;  

▪ und das maßgebliche Urteil des BGH vom 14. September 2018, V ZR 12/17, noch nicht ansatzweise absehbar war, 

▪ so dass nach unserer begründeten Rechtsauffassung jedenfalls bis zu diesem Urteil des BGH im September 2018 ohne Weiteres 

von einer „unübersichtlichen und zweifelhaften Rechtslage“ im Sinne der Rechtsprechung und Literatur zur Frage des Beginns 

der Verjährung gemäß § 199 Abs. 1 BGB auszugehen war und Verjährung selbst unter Annahme der dreijährigen 

Regelverjährungsfrist erst mit Ablauf des 31. Dezember 2021 hätte eintreten können.
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▪ Im Zuge dessen wurde die Berufung zurückgewiesen und die Revision nicht zugelassen.

▪ Nach Auffassung des 25. Zivilsenats lagen die Voraussetzungen einer Revisionszulassung nach § 543 Abs. 2 ZPO:

▪ grundsätzliche Bedeutung, 

▪ Fortbildung des Rechts oder 

▪ die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung

▪ nicht vor.

▪ Hiergegen hätte gemäß § 544 ZPO Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt werden können.



„Was recht ist, dem sollst du 
nachjagen, auf daß du leben und 

einnehmen mögest das Land, das dir 
der Herr, dein Gott, geben wird.“ 

Dtn 16,20



30. Windenergietage vom 8. bis 10. November 2022 in Linstow 15

REFERENT

CHRISTIAN FROHBERG

CHRISTIAN FROHBERG
Rechtsanwalt

BRAHMS NEBEL & KOLLEGEN Rechtsanwälte

Standort Berlin:

Friedrichstraße 183 // 10117 Berlin

Tel.: +49 (0)30 5 156 565 0

Fax: +49 (0)30 5 156 565 99

Mail: frohberg@brahms-kollegen.de

Web: http://www.bn-kollegen.de/

mailto:frohberg@brahms-kollegen.de
http://www.bn-kollegen.de/


Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Christian Frohberg


